
Companeras, Companeros!
Wie wir alle wissen, bedeu-

tet Maloche Zwang! Jeden Mor-
gen aufstehen – um am Ende
des Monats dennoch jeden Cent
umdrehen zu müssen! Maloche
bedeutet Leistungsdruck und
Unterordnung und dies immer
häufiger in unsicherer Beschäf-
tigung – also Praktikum, Zeit-
oder Leiharbeit. Wir sollen stän-
dig kuschen, damit unsere Ar-
beitsverträge auch ja verlängert
werden. Und in unserer „Wohl-
standsgesellschaft“ müssen sich
viele einen Zweitjob suchen, um
irgendwie über die Runden zu
kommen. Wir werden aufgeteilt
und gegeneinander ausgespielt,
eingeteilt nach Lohngruppen,
nach Qualifikation…, durch
Auslagerung in Untergesell-
schaften – und selbstverständ-
lich werden wir rassistisch
unterschieden in „Deutsche“
und „Nicht-Deutsche“.
Die Arbeit frisst einen immer
größer werdenden Teil unserer
Lebenszeit auf – vorbei ist die
35 Stunden Woche: Im Schnitt
sind es längst über 38 Wochen-
stunden unserer Leben, die wir
verkaufen müssen! Nicht nur
dass ein Großteil dessen was
wir dafür raus bekommen gleich
für die horrenden Mieten drauf
geht – die herrschende Klasse
streicht den Mehrwert, also die
Differenz vom Verkaufserlös der
produzierten Waren minus der
Fix-Kosten und minus dem was
sie uns gezahlt haben, ein!
Aus den Maschinen (dem „fixen
Kapital“) lässt sich kein Mehr-
wert pressen, denn die kosten
immer gleich viel im Unterhalt –
ganz egal wie sehr irgendje-
mand die Peitsche schwingt...

Unsere Arbeitszeit jedoch wird
zu Kapital, denn der Mehrwert
wird uns – von denen, die das so
einfach können, gestohlen. Wir
Arbeiter_Innen sind somit Kapi-
tal, sogenanntes variables Kapi-
tal, oder „Human-Kapital“. -
Und der Mehrwert, na der
Mehrwert wird von den Ka-
pitalist_Innen entweder für
Luxus verprasst, einfach
so – weil sie es können;
oder neu investiert: In
neues fixes -, oder
wenn es sein muss
auch in „Human-
kapital“. In
dieser Wirt-
schaftswei-
se sind die
Men-
schen
nach
Kla

ssen ge-
trennt: Wir
verfügen nur
über unsere Hände
zum Arbeiten, und die
anderen besitzen die
Produktionsmittel und ver-
fügen so über die Kommando-
gewalt, uns weniger zu zahlen
als das, was unsere zu Produk-
ten gewordene Lebenszeit am
Markt erzielt.

Klassengesellschaft
Unterdrückung (also Klassenge-
sellschaft) und der Kapitalismus
stabilisieren sich gegenseitig.
Zwar gab es Unterdrückung oh-
ne Kapitalismus, aber der Kapi-

talismus verschleiert die
Unterdrückung heute so ge-
konnt, dass wir alle die Ellenbo-
gen-Mentalität - als Kakao,
durch den sie uns ziehen auch
noch trinken sollen! Wir, die
Klasse der Lohnabhängigen
(oder einmal ohne die europäi-
sche Brille betrachtet: auch
noch gravierender Ausgebeute-

te als Lohnabhängige) sind
vielschichtig in unserer

Zusammensetzung, da
auch die Lohnarbeit

sich ständig ver-
ändert und

das Auftei-
len und
Ausspie-

len ständig
neue For-

men annimmt.
Doch unser Wi-

derstand findet
täglich statt. Unter

der Oberfläche und
abseits von Tarifritua-

len mit ihren Trillerpfei-
fen und Verhandlungen

hinter verschlossenen Tü-
ren. Angefangen vom indivi-

duellen Überziehen einer
Pause über regelmäßiges
Krankfeiern bis hin zu kollekti-
ven Verweigerungsformen...
Die sozialpartnerschaftlichen
Gewerkschaften des DGB ga-
rantieren das Fortbestehen der
kapitalistischen Verhältnisse –
was sie genau so, auch aus-
drücklich selber sagen. Ihre Ko-
operation und Einbindung soll
eine autonome Klassenbewe-
gung außerhalb der eingefahre-
nen Tarifbahnen verhindern!
Sollte sich auf Betriebsebene
einmal ein selbständiger Kampf
entwickeln, sind die DGB-Ge-

werkschaften (und gesetzlichen
Betriebsräte) stets bereit, um
diesen zu bremsen, zu verein-
nahmen – damit er nur ja wie-
der in "geordneten" Bahnen
läuft. Bei dem Versuch, die Ver-
hältnisse wirklich umzuwerfen
wird uns Lohnarbeiter_Innen
niemand helfen. Wir müssen
dies schon selber tun!

Streiken
Durch Streik wird der Bereiche-
rungsprozess unterbrochen, es
wird deutlich, dass wir es sind,
die die Wirtschaft am Laufen
halten und uns den Mehrwert
stehlen lassen! In Streiks han-
deln wir Lohnabhängige aus So-
lidarität und üben kollektive
Macht aus. Nichts fürchten die
Bosse / die Unternehmen / also
das Kapital mehr, als das wir
unsere eigene Ohnmacht über-
winden! Wenn StellvertreterIn-
nen aus dem Gewerkschafts-
apparat (oder Betriebsräte) die
Kontrolle über autonom organi-
sierte Betriebskämpfe verlieren,
wird – je nach Ausmaß – die
Machtfrage gestellt. Je besser
wir uns organisieren, je mehr
Erfahrung wir sammeln – desto
größere Ausmaße können Akti-
vitäten annehmen! Der Erfolg -
soviel ist klar - wird nicht vom
Himmel fallen. Organisieren
müssen wir uns – beispielsweise
in Betriebsgruppen, Streikkomi-
tees, überbetrieblichen Basisge-
werkschaften oder sozialen
Stadtteilgruppen. Jede selbstor-
ganisierte und erfolgverspre-
chende Form muss erprobt
werden – informelle Vernetzun-
gen sind ein Start und alltäglich
praktizierte Solidarität unter-
einander ist ein muss – denn:

„Allein machen Sie Dich ein!“

Besetzen
Wir Lohnabhängigen sollen die
Güter nicht nur produzieren,
sondern mit unserem Entgelt
gleich wieder kaufen und kon-
sumieren. - Völlig logisch! Ir-
gendwer muss die ganzen
Luxusvillen und Bonzen-Yachten
ja schließlich finanzieren! Fi-
nanziert wird das Zeug durch
uns, und den bis aufs Blut Aus-
gebeuteten und Verhungernden,
die überall außerhalb des kapi-
talistischen Zentrums unter-

Um 9 Uhr 45 Tref-
fen am Ar-

beitsamt zum
sozialrevolutionären
Block innerhalb der
DGB-Demo

Ab 15.00 Uhr fin-
det in der Glo-

ckenbachwerkstatt
die Revolutionäre 1.
Mai Party mit VoKü
und Liedermacherin
statt.

Ab 18.00 Uhr arm
& hässlich, the

word that make us
murders, maggie on
the roxx, .gram.

DIREKTE AKTION MÜNCHEN
Z e i t ung fü r kämp fe r i s c h e B e t r i e b s - und Gewe rk s c ha ft s a rb e i t

Streiken Besetzen Kollektivieren
Kapitalismus funktioniert solange wir funktionieren

1. Mai 2016
12. Jahrgang

kostenlos

weiter Seite 2 (oben)...

Die Stadt München schließt
obdachlose EU-Migrant*in-

nen aus der regulären Obdach-
losenhilfe (Notunterkünfte,
Teestube Komm etc.), aus ver-
schiedenen absurden Gründen
aus. Dabei leben viele von ih-
nen schon seit Jahren in Mün-
chen. Sie arbeiten auf
Baustellen, oder reinigen
Münchner Gebäude; befinden
sich aber in ständiger Unsi-
cherheit, denn in Notsituatio-
nen bleiben sie sich meist
selbst überlassen.

Immerhin dürfen die obdachlo-
sen EU-Migrant*innen inzwi-
schen während der gesamten
Winterperiode (vom 1. Novem-
ber bis 31. März) in einer Käl-
teschutzeinrichtung schlafen.
Das reicht aber nicht! Für die
Zeit, die sie in der Notschlaf-
stelle unter kommen, dürfen sie
sich nirgends als Einwoh-
ner*innen anmelden. Das er-
schwert die Arbeitssuche
enorm, denn ohne Anmeldebe-
stätigung kein regulärer Job
und ohne Job keine Wohnung.

Diese Situation erschwert es ih-
nen auch, gegen betrügerische
Arbeitgeber*innen vorzugehen!

Alle drei Tage müssen
sie sich eine neue Einweisung
besorgen, Fahrkarten zur Un-
terkunft erhalten sie nicht und
sind daher oft gezwungen die
weite Strecke ohne Ticket zu
fahren. Wodurch Strafgelder
und sogar Gefängnis drohen.
Tagsüber muss die Notschlaf-
stelle verlassen werden, was
Nachtarbeit verunmöglicht und
dazu zwingt den Tag in der Käl-

te verbringen – was krank
macht. Auf der Straße schließ-
lich sind die obdachlosen EU-
Migrant*innen regelmäßig ras-
sistischen und entwürdigenden
Polizeikontrollen ausgesetzt.
Mit dieser Politik produziert die
Stadt Armut.
Der Kampf um eine soziale, ge-
rechte und solidarische Woh-
nungs-Politik betrifft alle,
überall und ganz besonders
hier in München, wo es viel zu
wenig bezahlbaren Wohnraum

Wohnraum für alle!
Obdachlose EU-Migrant*innen organisieren sich und werden vom Amt verarscht
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drückt werden.
Uns wird dabei gerade soviel
Lohn zugestanden, dass wir ir-
gendwie unsere Arbeitskraft
wieder herstellen können – und
selbstverständlich sollen wir
mit der Kohle auch das zukünf-
tige Heer der Arbeitslosen und
die künftigen Lohnabhängigen,
in die Welt setzen. - Das kapita-
listische System misst diesen
Tätigkeiten einen feuchten
Dreck zu! und die Ausführenden
– immer noch meist Frauen,
sind in voller Absicht massiv
von finanzieller und strukturel-
ler Unterdrückung betroffen.
Im Gegensatz zu anderen Res-
sourcen wird der Nachschub an
auszubeutenden Menschen da-
durch fast kostenfrei zur Verfü-
gung gestellt und die mit dieser
Bereitstellung verbundenen Ri-
siken werden kurzerhand zur
Privatsache erklärt. Selbstver-
ständlich hat die herrschende
Klasse ein Interesse an einer
möglichst hohen Geburtenrate,
denn Arbeitslose drücken nicht
nur den Lohn, sie stellen das
Gros jeder Armee. Fällt diese
Rate, die zumeist unter sexisti-
schen Gesichtspunkten auf
Frauen bezogen wird, unter ir-
gendein Wachstumskriterium
zurück, fangen die Heuchler der
CSU nicht nur das fragwürdige
Moralisieren an, sondern schaf-
fen prompt sexistische Herd-
Anreize – und das bei gleichzei-
tiger Bestrafung des Aussche-
rens aus der Lohnarbeit! Gera-
de im Spannungsfeld: Erwerbs-
contra Reproduktionsarbeit gilt
der Ruf nach Besetzung – nach
öffentlicher Besetzung mit den
Themen der patriarchal Unter-
drückten! Also mit den Themen
der gesellschaftlich unterdrück-
ten - und entweder doppelt-be-
lasteten, oder aus der Erwerbs-
tätigkeit gedrängten Frauen!
Die Anerkennung und Sichtbar-
machung dieser doppelten Un-
terdrückung ist kein Nebenwi-
derspruch, denn diese Unter-
drückung betrifft mehr als die
Hälfte der Menschheit!

Lohnerhöhungen
Lohnerhöhungen werden durch
Inflation, durch Steuern und
Preiserhöhungen im Zaum ge-
halten. Steigende Kosten, bei-
spielsweise im öffentlichen
Nahverkehr, oder durch Mieter-
höhungen werden von uns viel
zu oft unbeantwortet gelassen,
oder als individuelle Probleme

wahrgenommen. Dauert es z.B.
in Dachau – der Stadt mit den
neuerdings bundesweit fünft
teuersten Mieten! - ewig, eine
Wohnung zu finden (die dann
auch noch viel zu teuer ist) wer-
den gleichzeitig reihenweise lu-
xuriöse Eigentumswohnungen
gebaut! Auch dies ist konkreter
Ausdruck des Klassenkampfes –
des Klassenkampfs von oben! –
also ein Angriff gegen uns!
Gegen diese Verhältnisse müs-
sen selbstorganisierte Freiräu-
me, kulturelle und soziale Orte
erkämpft werden. Ob Wohn-
raum, soziale Zentren, Betriebe
oder Schulen. Es geht überall
um die Rückeroberung des öf-
fentlichen Raums. Was wir
Menschen brauchen, müssen
wir uns nehmen! Dabei gilt es
den Gegenstrategien der Mäch-
tigen und Besitzenden nicht auf
den Leim zu gehen. Spaltungen,
Aufhetzung und das Finden von
Sündenböcken dient nur der
Aufrechterhaltung der momen-
tanen ausbeuterischen und un-
gerechten Verhältnisse. Deswe-
gen müssen sämtliche Formen
von Nationalismus, Rassismus
und Sexismus auf allen Ebenen

entschieden zurückgewiesen
und konsequent bekämpft wer-
den! Der populistischen Auslän-
derfeindlichkeit von Pegida,
AfD, oder gar den organisierten
Pogromen der Faschos muss ge-
nauso wie dem institutionali-
sierten Rassismus des Staates
mit allen Mitteln entgegen ge-
treten werden. Inhaltlich mit
Argumenten wie der Benen-
nung der sozialen Ungerechtig-
keit, aber auch aktiv auf der
Straße. Als Antwort auf die zu-
nehmende Gewalt gegenüber
Geflüchteten und Zuwande-
rer_Innen (etwa durch rassisti-
sche Brandanschläge) reichen
Betroffenheitsbekundungen
schon lange nicht mehr aus! Al-
le selbstorganisierten Initiati-
ven der hierher geflüchteten
Menschen müssen bekannt ge-
macht und unterstützt werden.
Dazu zählen u.a. Hungerstreiks,
Blockaden und selbstorganisiert

durchgeführte Besetzungen!
Denn Besetzen ist die kollektive
Belegung von Orten mit unse-
ren Inhalten. Bestreiken wir
beispielsweise einen Betrieb, so
besetzen wir ihn (zeitweise) mit
unseren Inhalten. Und auch
dann werden wir die volle und
ungeteilte Unterstützung –
durch uns, also durch die unter-
drückte Klasse brauchen. Denn
außer den Bonzen in ihren Lu-
xusvillen – die uns bestehlen,
nutzt diese scheiß unsinnige
rassistische Spaltung keinem
Arsch!

Kollektivieren
Soziale Ungleichheit und politi-
sche Unterdrückung können nur
überwunden werden, wenn die-
se Gesellschaft umgewälzt und
eine egalitäre Weltgemeinschaft
errungen worden ist. In dieser
befreiten Gesellschaft kann es
nur noch kollektives, d.h. Ge-
meineigentum geben. Die Gü-
terproduktion wird sich nicht
mehr am Profit oder dem maß-
losen Konsum, sondern am Be-
darf der Gemeinschaft orientie-
ren und somit alle überflüssigen

Arbeiten obsolet werden lassen.
Um die Unterdrückung endlich
zu beenden muss es für alle
Menschen den gleichen Zugang
zu den gesellschaftlichen Res-
sourcen geben, d. h. für alle den
gleichberechtigten Zugriff auf
Güter, Wohnraum, Bildung, Ge-
sundheit, Freiheit, Freizeit und
kulturelle Aktivitäten!
Von selbst werden die Herr-
schenden nicht von ihren Privi-
legien lassen, auch nicht durch
gutes Zureden. Deswegen gilt
für die Ausgebeuteten, Unter-
drückten, Entwürdigten und Al-
leingelassenen die Devise:

In die Offensive!
Kapitalismus funktioniert, so-
lange wir funktionieren!

TINA

(ALLGEMEINES SYNDIKAT)

1. Mai 2004 in Berlin

gibt. Die Forderungen der Be-
troffenen sind:
* Ganzjährige Unterbringung al-
ler (unfreiwillig) Obdachlosen
mit ganztägiger Aufenthalts-
möglichkeit und Privatsphäre
* Möglichkeit der Anmeldung
unter der Adresse der Unter-
kunft
Und kurzfristig:
* Kostenlose Fahrkarten zur Un-
terkunft
* Gültigkeit der Einweisung in
die Kälteschutzeinrichtung für
die gesamte Winterperiode

Rechtliche
Grundlage

Nach der Demo am 1. März,
mit ca. 50 obdachlosen EU-Mi-
grant*innen wurde der Druck
auf die Stadt erhöht. So über-
gaben am 22.03. die Demons-
tranten, dem Oberbürgermei-
ster eine 15-seitige Stellung-
nahme, welche die Rechtswid-
rigkeit der Unterbringungs-
praxis Münchens herausstellt.
Die Münchner Initiative Zivil-
courage hatte den Anwalt und
ehemaligen Stadtrechtsdirek-
tor Karl-Heinz Ruder gebeten,
die Expertise zu erstellen. Die
Schlusssätze daraus lesen sich
wie folgt: ''...dass das Hauptziel
der Anweisung nicht der

Schutz der öffentlichen Sicher-
heit und somit der Schutz der
von Obdachlosigkeit bedrohten
Menschen ist, sondern die Ein-
schränkung bzw. der Aus-
schluss des sicherheitsrecht-
lich bestehenden Unterbrin-

gungsanspruchs. Eine derarti-
ge Vorgehensweise steht aber
nicht im Einklang mit dem gel-
tenden Recht. Es ist daher
höchste Zeit, dass sich die
Stadt München zu ihren sicher-
heitsrechtlichen Aufgaben und
Verantwortung für die von Ob-
dachlosigkeit bedrohten Men-

schen bekennt und die unselige
Dienstanweisung des Amtes für
Wohnen und Migration schleu-
nigst aus dem Verkehr zieht."
Die aktuell geltende Dienstan-
weisung verlangt von Obdach-
losen unterschiedliche Nach-

weise – zum Beispiel, dass sie
weder über Wohnraum im Her-
kunftsland verfügen, noch nahe
Verwandte andernorts haben,
dass sie einer Erwerbstätigkeit
nachgehen und sich schon
mehr als 4 Wochen bzw. 3 Mo-
nate in München aufhalten. Der
Nachweis über den letzten

Punkt ist natürlich nur mittels
Meldebescheinigung erbring-
bar und wer obdachlos ist...
Die nächste Eskalationsstufe
stellte eine weitere Demo am
31.03. mit anschließender Be-
schreitung des Klagewegs dar.

Doch die Exekutive
hatte hart gegen ge-
steuert und war
nicht einmal um
einen vorgezogenen
April-Scherz verle-
gen.

Verarsche des
Amts für

Wohnen und
Migration

Nachdem die Polizei
die in der Bayernka-
serne untergebrach-
ten obdachlose
EU-Migrant*innen
durch ein massives
Aufgebot (die Rede

war von 20 bis 30 Einsatzfahr-
zeugen) verunsichert hatte, so
dass sich kaum jemand an der
Demo beteiligte, wurde denen
die dennoch einen Antrag auf
Sofortunterbringung gestellt
hatten, von den Sachbearbeite-
rinnen des Amts für Wohnen
und Migration schriftlich und

mündlich mitgeteilt: "Die Kälte-
schutz-Unterbringung ist noch
bis vorläufig 15.04.2016 mög-
lich" (was den Antrag obsolet
machte). Am 1. April wurde be-
kannt, dass es sich um eine
Fehlinformation (kein Schelm
wer dies „April-Scherz“ nennt)
gehandelte hatte. Lediglich für
Familien mit Kindern wurde
diese "Übergangslösung" ge-
funden. Für die Betroffenen,
die sich aufgrund ihrer Ob-
dachlosigkeit ohnehin in einer
von großer Unsicherheit ge-
prägten Situation befinden, war
es ein weiterer schwerer
Schlag zu erfahren, dass ihnen
für die kommenden Nächte nun
doch nicht die versprochene
Übernachtungsmöglichkeit zur
Verfügung steht und sie wieder
auf der Straße schlafen müs-
sen. Ein solches Verhalten des
Amts für Wohnen und Migrati-
on den Betroffenen gegenüber
halten wir für den inhumanen
Ausdruck eines kollektiven
Egoismus, der niemanden au-
ßer der herrschenden Klasse
nutzt.

JANE ROE

(ALLGEMEINES SYNDIKAT)

Vielen Dank an den „Arbeitskreis Aktiv gegen rechts in ver.di
München“ für das Herausstellen folgender Highlights aus

dem geplanten Bayerischen Diskriminierungs- und Ausgrenzungs-
gesetz:
§ Alle werden auf die [bayerische] Leitkultur verpflichtet [Präambel]
§ Wer eingewandert ist, wird zur unabdingbaren Achtung der Leit-
kultur verpflichtet [Art.1], hat die Integrationspflicht [Art. 1, Satz 2],
bekommt jedoch keinerlei Rechte aus diesem Gesetz. [Art.17]
§ Bei der Begriffsbestimmung werden alle Einwandererinnen und
Einwanderer genannt – selbst diejenigen, die längst die deutsche
Staatsbürgerschaft besitzen, aber „zumindest einen Eltern- oder
Großelternteil [!!!] haben“, der eingewandert ist [wer sich hierbei an
die 'jüdische' Großmutter der NS-Rassengesetze erinnert fühlt...] – der
‚Viertelseinwanderer‘ ist damit geschaffen. [Art. 2 Begriffsbestim-
mungen]
§ Wer den Sprachkurs nicht „erwartbar“ bewältigt, wird nachträg-
lich zur Erstattung der Kosten verpflichtet. [Art. 4, Abs. 3]
§ Wer bei Behörden einen Dolmetscher braucht, muss ihn in Zu-
kunft gegebenenfalls selbst bezahlen. [Art. 4, Abs. 4]
§ Kinder in Asylunterkünften sind aus der Schulpflicht und damit
faktisch aus der Schule ausgeschlossen. [Art. 17a/Änderung des
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen, Art.
35, Abs. 2]
§ Postuliert wird der Grundsatz „Schulrecht folgt dem Asylrecht“ –
jede Verschlechterung im Asylrecht wird unmittelbar auf die Kin-
der übertragen. [Begründung Art. 17a, Abs. 5 BayEuG, Abs. 2]
§ Die Medien werden per Sollvorschrift auf die Leitkultur ver-
pflichtet. [Art.10]
§ Selbst anerkannten Asylberechtigten soll der Wohnort vorge-
schrieben werden können [Art. 11] – obwohl Bayern dazu gar nicht
ermächtigt ist. [Art.11/Begründung S. 24]
§ Die Sicherheitsbehörden sollen auch diejenigen verfolgen, de-
nen keine Straftat oder Ordnungswidrigkeit zur Last gelegt wer-
den kann, die aber durch „demonstrative Regelverstöße“ auffallen
[Art. 13/1] oder durch „offenkundig rechtswidriges Verhalten er-
kennen lassen, dass ihnen die Rechts- und Werteordnung in ihren
Grundsätzen unbekannt oder gleichgültig ist“. [Art. 13/2] Ihnen soll
ein „Grundkurs über die Werte der freiheitlich demokratischen
Grundordnung“ auferlegt werden – wer daran nicht teilnimmt,
wird mit einer Geldbuße belegt. [Art. 13/3]
§ Ohne Nachweis einer Straftat soll bis zu 50.000 Euro Geldbuße
[!] auferlegt bekommen können, wer die „geltende verfassungs-
mäßige Ordnung“ missachtet und einer damit „nicht zu vereinba-
renden Rechtsordnung“ folgt. [Art.14]
§ Sicherheitsbehörden sollen an Menschen in Unterkünften von
Asylbewerbern oder „unerlaubt Aufhältigen“ ohne richterlichen
Beschluss und ohne Gefahr im Verzug Personenkontrollen [Art. 13,
Abs.1 Nr. 2 PAG] mit Abnahme von Fingerabdrücken, Lichtbildern,
eine Feststellung äußerer körperlicher Merkmale und Vermessun-
gen [Art. 14, Abs.1 PAG] vornehmen können. Wohnungen können
ohne richterlichen Durchsuchungsbeschluss jederzeit, also Tag
und Nacht, durchsucht werden [Art. 23, Abs. 3 PAG]
§ Da man niemandem seinen Aufenthaltsstatus ansieht, können
Beschäftigte in den Einrichtungen dazu gezwungen werden, alle
„ausländisch Aussehenden“ auf ihren Aufenthaltsstatus zu kon-
trollieren und ggf. zu belehren und bei Weigerung den Zugang zu
verweigern. [Art. 17a zur Einführung von Art. 21, Abs.5 Gemeindeord-
nung, Art. 15, Abs.5 Landkreisordnung, Art. 15, Abs. 5 Bezirksordnung]

Auch der offensichtliche Stuss der in diesem „Integrationsge-
setz“ enthalten ist dient einer politischen Agenda: Profilieren

als rechts der AfD, Druck auf Bundesgesetzgebung (Wohnortsvo-
rschriften) und was von dem Stuss dann herausgestrichen werden
wird, darf dann gleich vorab als die Leistung der Opposition ver-
kauft werden...

Das will ich – und was willst Du?
Das Verbot der CSU!

§ Kaiser & Tribun §
Klassenkampf von Oben: Gesetz zu Ausgrenzung oder Assimilation

Quelle: Allesandra Schellnegger

Obdachlose EU-Migrant*innen organisieren sich und werden vom Amt verarscht (Fortsetzung von Seite 1)
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Die Anwaltskanzlei "Schrei-
ner & Partner" bewirbt

bundesweit ihre Schulungsse-
minare für Arbeitgeber_Innen
mit Slogans wie: "Die Kündi-
gung von 'Low Performern'",
"So werden Sie Ihren Betriebs-
rat los". Dort bringen die Ju-
rist_Innen bei, wie Personaler
_Innen die Rechte ihrer Be-
schäftigten aushebeln können!
Beispiele aus dem Seminar-
plan:
- Krankheit und Fehlverhalten
als Kündigungsgrund
- So gestalten sie kreativ Kündi-
gungsgründe
- Lohnkürzungen durch be-
triebsbedingte Änderungskün-
digung
- Wie löse ich einen bestehen-
den Betriebsrat auf?
- So reduzieren Sie den Einfluss
von Gewerkschaften im Betrieb

Gezielt mobben, So-
lidarität unter den
Beschäftigten be-

kämpfen
Es gibt zahlreiche Fälle, in de-
nen Unternehmen gezielt Psy-
choterror gegen Angestellte
und Betriebsrät_Innen ausüb-
ten. Es ist das Recht aller
Lohnabhängigen, sich in Ge-
werkschaften für ihre Interes-
sen zu organisieren! Was
"Schreiner & Partner" schult,
ist der gezielte Angriff auf die
Rechte von Beschäftigten.
Auf der Abschussliste stehen
Arbeitnehmer_Innen auch,
wenn sie zu wenig Leistung
bringen können ("Low Perfor-
mer"). Wenn ein Angestellter
schwer erkrankt, ist das im
Jargon von "Schreiner & Part-
ner" 'störendes Arbeitnehmer-
verhalten'. Dagegen empfiehlt
die Kanzlei den Einsatz von
Privatdetektiven, Videoüberw-
achung und Datenschnüffelei.

Es wurde aufgedeckt, dass ei-
ne Referentin sogar vorschlug,
den Vorwurf der sexuellen Be-
lästigung zu konstruieren, um
leichter kündigen zu können!
[Günter Wallraff "Aus der schönen
neuen Welt", Köln 2012]
Es ist kein Zufall, das diese

Methoden in den Betrieben zu-
nehmen. Aufgrund der Krise
geraten die Unternehmen in
verstärkte Konkurrenz unter-
einander, versuchen Kosten zu

drücken mit Befristungen,
Zeitarbeit, Lohndumping und
Entlassungen. Um das durch-
setzen zu können, müssen sie

den Widerstand der Beschäf-
tigten schwächen, uns Kol-
leg_Innen gegeneinander aus-
spielen. Um so wichtiger ist es,

sich gewerkschaftlich zu orga-
nisieren. Nur gemeinsam kön-
nen wir gegen die
Verschlechterung unserer Ar-
beitsbedingungen kämpfen.

Kapitalismus funk-
tioniert solange wir

funktionieren
Erfreulicherweise gibt es im-
mer häufiger Proteste gegen
Schreiner, manche Seminare
wurden so sogar verhindert!
Wir trugen unseren Protest am
12.April vor die Münchner
Kanzlei am Josephsplatz und
stießen auf viel Resonanz und
Solidarität!

INITIATIVE REVOLUTIONÄRER 1. MAI

(BÜNDNIS)

Schluss mit „Arbeitnehmer*“feindlichen Schulungen!
Kanzlei Schreiner & Partner hilft Chefs, ihre Angestellten fertig zu machen„Wer glaubt dass Arbeitgeber Arbeit

geben, glaubt auch dass Zitornenfalter
Zitronen falten."

A. Witz

12.04. Josephsplatz München

Im Oktober 1884 riefen Ge-
werkschaften in den USA

und Kanada zu einem landes-
weiten Streik für den 1. Mai
1886 auf. Es ging den nord-
amerikanischen ArbeiterInnen
um eine Arbeitszeitbegrenzung
durch Einführung des Acht-
stundentages und die Erkämp-
fung von mehr freier
Lebenszeit. Allein in den USA
traten am vereinbarten Tag
fast eine halbe Million Proleta-
rierInnen aus 11.000 Betrieben
in den Streik, konnten aber nur
für einen kleinen Teil der Be-
teiligten (etwa 20.000) das
Streikziel erreichen. Sie bezo-
gen sich dabei auf die Massen-
demonstration für den
Achtstundentag, die am 1. Mai
1856 in Australien stattgefun-
den hatten.
Der größte Streik mit rund
90.000 Lohnabhängigen fand
am 1. Mai 1886 in Chicago
statt. In dieser Industriestadt
trug ein militantes und migran-
tisch geprägtes Proletariat den
Kampf um den Achtstundentag.
Insbesondere anarchistische
ArbeiterInnen und europäische
ZuwandererInnen standen an
vorderster Front und genau
gegen diese Teile der nordame-
rikanischen Arbeiterklasse het-
zen die Bosse und die
bürgerliche Presse am offen-
sichtlichsten. So rief z. B. die
Chicago Mail bereits im Vorfeld
des 1. Mai 1886 dazu auf, ein
Exempel an den zentralen Per-
sonen des Protestes, August
Spies und Albert Parsons zu
statuieren. Der aus Deutsch-
land zugewanderte Möbelar-
beiter August Spies sowie der
in Alabama geborene Schrift-
setzer – beides revolutionäre
Sozialisten, die sich im Laufe
der Zeit dem Anarchismus zu-
wandten – schrieben für anar-
chistische Zeitungen in
Chicago und waren bekannte
Sprecher des sozialrevolutio-
nären Flügels der US-amerika-
nischen Arbeiterbewegung.
Am Abend des Streiktages fand
eine Arbeiterversammlung auf
dem Haymarket, einem zentra-
len Platz in Chicago statt. Ne-
ben dem Kampf für den
Achtstundentag ging es auf der
Versammlung auch um die
Massenaussperrungen der
Bosse sowie gegen deren Pra-

xis, ausgesperrte und streiken-
de ArbeiterInnen durch neue
ZuwandererInnen zu ersetzen,
die oft genug aus purer Not
vor den Fabriktoren Schlange
standen. In Chicago gingen die
Streiks noch mehrere Tage
weiter, wobei sich die Streiken-
den täglich auf öffentlichen
Plätzen versammelten, um für
ihre Anliegen zu demonstrie-
ren. Am 3. Mai schritt die Poli-
zei gegen die Arbeiter*mani-
festationen ein, erschoss sechs

Arbeiter und verletzte einige
von ihnen. Doch die Streiken-
den setzten ihre Umzüge fort,
die meist am Haymarket Squa-
re endeten. Genau auf diesem
Platz eskalierte die Lage am
nächsten Tag, dem 4. Mai, als
eine Bombe in der Menge ex-
plodierte. Zwölf Menschen,
darunter ein Ordnungshüter,
starben noch am Ort des Ge-
schehens. Sechs weitere Poli-
zisten erlagen später ihren
Verletzungen. Die Polizei eröff-
nete daraufhin das Feuer und
tötete und verletzte eine unbe-
kannte Zahl von Protestieren-
den (Schätzungen sprechen
von mindestens 20).

Weißer Terror
Acht Männer, die die Streiks
mitorganisiert hatten, wurden
festgenommen, angeklagt und
für schuldig befunden. Neben
August Spies und Albert Par-
sons wurden noch George En-
gel und Adolph Fischer –
beides aus Deutschland zuge-
wanderte anarchistische Arbei-
ter – verurteilt und gehenkt.
Der in Mannheim geborene
Holzarbeiter und Anarchist
Louis Lingg beging in der Zelle
Selbstmord. Drei weitere anar-
chistische Arbeitermilitante
wurden zu langjährigen Haft-

strafen verurteilt. Bis heute ist
unklar, wer die Bombe gewor-
fen hat, doch war die Detektei
Pinkerton weit genug in den
Fall verstrickt, so dass der
Gouverneur von Illinois am 26.
Juni 1893 die letzten drei noch
am Leben gebliebenen Gefan-
gene frei ließ – und dies auf
Kosten seiner politischen Kar-
riere. In den USA gelten die
Verurteilungen und Hinrich-
tungen heute als Justizirrtü-
mer.

Der Kampf geht
weiter

Der Kampf um Arbeitszeitredu-
zierungen (bei einem damals
üblichen Arbeitstag von 10 bis
12 Stunden) ging gegen alle
Repression des Staates und
des Kapitals weiter. Im Dezem-
ber 1888 erklärten die in St.
Louis versammelten Gewerk-
schaftsdelegierten am 1. Mai
1890 erneut Streiks und Kund-
gebungen durchzuführen. Da-
bei war die Bewegung nicht
auf Nordamerika begrenzt,
denn im selben Jahr forderten
z.B. auch die französischen Ge-
werkschaften die Einführung
des Achtstundentages.
Auf dem Gründungskongress
der Zweiten Internationale
1889 wurde zum Gedenken an
die Opfer des Haymarket Riot
der 1. Mai als »Kampftag der
Arbeiterbewegung« ausgeru-
fen. Daraufhin beging das Pro-
letariat am 1. Mai 1890 zum
ersten Mal diesen »Protest-
und Gedenktag« mit Massen-
streiks und Massendemonstra-
tionen auf der ganzen Welt. In
Deutschland beteiligten sich
trotz drohender Sanktionen am
1. Mai 1890 etwa 100.000 Ar-
beiterInnen an Streiks, De-
monstrationen und sogenann-

ten »Maispaziergängen«. Die
regionalen Schwerpunkte bil-
deten Berlin und Dresden, aber
auch Hamburg, wo es zu einem
besonders erbitterten Arbeits-
kampf mit zeitweise 20.000
Streikenden kam.

Die Schande der
SPD...

Für viele proletarische Militan-
te rund um den Globus bedeu-
tete der 1. Mai einen

internationalen
Kampftag der Ar-
beiterklasse.
Nicht so bei der
SPD. Auf ihrem
Hallenser Partei-
tag im Oktober
1890 beschloss
sie, den 1. Mai
als dauerhaften
»Feiertag der Ar-
beiter« einzufüh-
ren. Um der
Provokation die
Spitze zu neh-

men, wollte die SPD dort von
einer Arbeitsruhe absehen, wo
sich ihr Hindernisse in den
Weg stellten. Die sozialdemo-
kratische Partei und ihre Ge-
werkschaften machten den
Aufruf zum Streik von der wirt-
schaftlichen Lage des jeweili-
gen Betriebs abhängig. Wo
eine Arbeitsniederlegung den
KapitalistInnen weh tun würde,
sollten am ersten Maisonntag
Umzüge und Feste im Freien
stattfinden. Im Gegensatz zu
militanten ArbeiterInnen und
revolutionären AktivistInnen
begingen die Sozialdemokra-
tInnen den 1. Mai also von An-
fang an eher als Festtag.

. . .bis hin zum
"Blutmai"

Während der Weimarer Repu-
blik waren ab 1924 Demons-
trationen unter freiem Himmel
am 1. Mai verboten. Dies woll-
te sich die KPD 1929 nicht
mehr bieten lassen. Obwohl
der sozialdemokratische Poli-
zeipräsident von Berlin bereits
ein halbes Jahr zuvor jegliche
politische Versammlung unter
freiem Himmel verboten hatte,
rief die KPD für den 1. Mai
1929 zu Maikundgebungen
auf. Sie verteilte am Vortrag
Flugblätter, in denen wahr-

heitswidrig behauptet wurde,
dass das Demonstrationsverbot
aufgehoben worden sei. Bei
den Auseinandersetzungen, die
sich vom 1. bis 3. Mai in der
Hauptstadt hinzogen, ging die
Berliner Polizei mit äußerster
Härte vor und setzte in den Ar-
beitervierteln Wedding und
Neukölln auch gepanzerte
Fahrzeuge und Maschinenge-
wehre ein. Die tagelangen Mai-
unruhen hinterließen über 30
von der Polizei getötete Zivilis-
ten und rund 200 Verletzte. Die
Ereignisse des sogenannten
»Blutmai« vertiefte die Spal-
tung zwischen der SPD und
KPD gehörig.

Feiertag
Nachdem sowohl die sozialde-
mokratische als auch die kom-
munistische Arbeiterbewegung
den Nationalsozialismus völlig
falsch eingeschätzt hatten und
eine militante Gegenwehr ge-
gen die Machtübertragung der
bürgerlichen Eliten an die Na-
zis ausblieb, erklärte die NS-
Regierung im April 1933 den 1.
Mai zum »Feiertag der natio-
nalen Arbeit«. Dies konnte je-
doch nicht verhindern, dass
viele ArbeiterInnen im NS den
1. Mai auf ihre Weise feierten.
Sie blieben den offiziellen na-
tionalsozialistischen Maifeiern
fern und trafen sich lieber in
den Kneipen der Arbeitervier-
teln. Beliebt – besonders in den
Industrierevieren – waren an
diesem Tag auch linke Wandpa-
rolen und das Hissen von roten
Fahnen an Fabrikmauern und
Fabrikschornsteinen.

Ein Tag der Arbeit ist
genug

Nach der Befreiung 1945 wur-
de der 1. Mai gesetzlicher Fei-
ertag sowohl in der BRD als
auch in der DDR. Die linksradi-
kale und autonome Bewegung
in Westdeutschland und West-
Berlin feierte den internationa-
len Kampftag – insbesondere in
den 1980er Jahren – auf ihre
ganz eigene Art und Weise, wo-
bei sie versuchte, an die Anfän-
ge anzuknüpfen: Haymarket
was a riot!

ROMAN

(ALLGEMEINES SYNDIKAT)

Haymarket Was a Riot
Zur Geschichte des Kampftages der Arbeiter*klasse

1. Mai 2011 in Bilbao
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Kontakt

Freie ArbeiterInnen Union - Lokalföderation München
Schwanthalerstr.139 (Rgb.)
80339 München

Alle Termine finden im Gewerkschaftsbüro (Adresse s.o.) statt

Allgemeines Syndikat:
Telefon: 089/51 26 20 19
E-Mail: faum@fau.org
Offenes Treffen, bzw. offenes Büro jeden Mittwoch 19.00 bis 21.00 Uhr
(keine Treffen an Feiertagen)

fau-m.de
Website der Lokalföderation München www.fau.org

Website der bundesweiten FAU

Sektion Ge-

sundheits- und

Sozialberufe

Berufe im Gesundheits-
und Sozialwesen zeich-

nen sich meist durch hohe
Arbeitsbelastung, Personal-
mangel und niedrige Löhne
aus. Hinzu kommen oft unre-
gelmäßige Arbeitszeiten
durch Schichtarbeit. Wir ar-
beiten u.a. in Krankenhäu-
sern, Pflegeeinrichtungen,
ambulanten Diensten, Sozial-
verbänden, Kindergärten und
Kindertagesstätten. Da wir
die Bedingungen so nicht ak-
zeptieren, schließen wir uns
zusammen, um schrittweise
Änderungen in Gang zu set-
zen. Dabei sind uns primär
zwei Dinge wichtig:
Praktische Solidarität
Wir treten für unsere unmit-
telbaren Belange selbst ein.
Das heißt wir stellen Forde-
rungen auf und versuchen sie
selbst

gemeinsam durchzusetzen.
Außerdem wollen wir eine
grundsätzliche Solidarität
praktizieren. Das heißt nie-
mand wird mit ihren oder sei-
nen Problemen allein
gelassen.
Für beide Punkte gilt: Der
Zusammenhalt
ist essentiell.
Es stärkt uns
und stellt ein
deutliches Si-
gnal für die
Gegenseite
dar.
Erschwerend
sind unter-
schiedliche
Träger im Ge-
sundheitsbe-
reich, mit zum
Teil unterschiedlichen Vor-
aussetzungen, aber dem sel-
ben Resultat. Während
öffentliche Einrichtungen auf
Grund finanziell klammer
Kommunen einsparen, Stellen
abbauen und Bereiche out-
sourcen, sind private Anbie-
ter, wie Klinikkonzerne, auf
maximalen Profit ausgerich-

tet. Dabei greifen sie zu den
selben Methoden. Jedoch
nicht notdürftig, sondern aus
Prinzip. So streichen zum
Beispiel kommunale Kliniken
Stellen, weil sie pleite sind.
Klinikkonzerne, damit die Ge-
winne weiter steigen.

Kirchliche Träger wiederum
versuchen die KollegInnen
dort mit weniger Rechten am
Arbeitsplatz für diesen gefü-
gig zu machen. Kämpfe in
den genannten einzelnen Be-
reichen finden isoliert von-
einander statt. Diese Gräben
wollen wir überwinden.

Wir sind keine Dienstleiste-
rInnen, wir sind Lohnabhän-
gige. Genau dieser Umstand
trennt uns grundlegend von
den so genannten Arbeitge-
bern. Zwischen Lohnabhängi-
gen und Arbeitgebern kann
es keine dauerhafte Einigung

geben. Vereinba-
rungen und Tarif-
verträge sind
vorübergehende
Errungenschaf-
ten. Daher leh-
nen wir einen
sozialpartner-
schaftlichen Kurs
ab und vertreten
ausschließlich
unsere Interes-
sen als Lohnab-

hängige. Veränderungen
müssen von der Basis, von
den unmittelbar Betroffenen
erkämpft werden. Dafür steht
die Sektion Gesundheits- und
Sozialberufe mit allen uns zur
Verfügung stehenden Mitteln
solidarisch zusammen. Von
rechtlicher Beratung und Un-
terstützung bis zu Aktionen
und Streiks.

Mach mit
Die Sektion Gesundheits- und
Sozialberufe der FAU Mün-
chen ist für alle KollegInnen
im Gesundheits- und Sozial-
bereich offen. Natürlich auch
für andere Berufsgruppen in
diesen Einrichtungen, wie
Reinigungspersonal, Küchen-
personal, Hausmeister, The-
rapeutInnen usw. Je mehr wir
sind, desto mehr können wir
erreichen!
Wir sind Teil einer Basisge-
werkschaft. Das heißt, dass
sämtliche Entscheidungen
über unser Vorgehen durch
Vollversammlungen der Mit-
glieder bestimmt werden.
Die Lokalföderation der FAU
in München ist Teil der bun-
desweiten Gewerkschaftsfö-
deration Freie Arbeiterinnen
und Arbeiter Union. Interna-
tional sind wir mit Schwester-
gewerkschaften aus nah und
fern vernetzt.

Kontakt unter:
faum-gesundheit@fau.org

„ Fasizme Karsi Omuz Omuza “
(SCHULTER AN SCHULTER GEGEN DEN FASCHISMUS )

Der 1. Mai ist weltweit der Kampftag aller arbeitenden Men-
schen. An diesem Tag gedenken wir der Opfer des Massakers

1886 auf dem Haymarket in Chicago, des Blutmais 1929 in Berlin
und all derer, die täglich für bessere Arbeits- und Lebensbedin-
gungen kämpfen müssen. Die Essenz des kapitalistischen Systems
ist die die Ausbeutung der Ressourcen Mensch und Ökosystem,
dies betrifft uns alle.
Das Kapital (z.B. die BesitzerInnen von Banken und Konzernen)
greift unsere Lebensbedingungen an: mit Tarifflucht, Lohndum-
ping, prekären Jobs, Mieterhöhungen usw. Das ist Klassenkampf
von oben. Wir Lohnabhängige sollen die Kosten der Krise bezah-
len – Für die Profite der Reichen! Nicht nur in Griechenland, Spa-
nien und Portugal hat dieses „Krisenmanagement“ schon
Millionen Menschen in Armut und Elend gestoßen. Kapitalistische
Ausbeutung und Kriege um Einflusszonen zwingen Millionen Men-
schen zur Flucht aus ihren Heimatländern.
Im Kampf gegen Ausbeutung lassen wir uns nicht spalten in
„Deutsche“,„Flüchtlinge“, „GriechInnen“ etc. Unsere Solidarität
mit allen Lohnabhängigen kennt keine Grenzen - wir kämpfen ge-
meinsam, für gleiche Rechte und ein menschenwürdiges Leben
für alle! Das geht nicht mit „Sozialpartnerschaft“ und „Standort-
Politik“, sondern nur durch organisierten Klassenkampf von un-
ten, mit Massen-, General- und politischen Streiks, direkten Aktio-
nen und zivilem Ungehorsam.
Wir kämpfen für eine freie, nachhaltige und solidarische Gesell-
schaft, in der die Produktionsmittel, die Rohstoffe und das Land
von allen gemeinsam verwaltet werden und in der es weder Aus-
beutung noch Unterdrückung gibt. Es ist genug für alle da – wenn
wir die kapitalbesitzende Klasse enteignen und ihre Banken, Be-
triebe und Mietshäuser in öffentliches Eigentum umwandeln.

IRM.BLOGSPORT

(BÜNDNIS)

1. Mai 2014 Rindermarkt Münchnen

Eilmeldung
Aktive Mittagspause am Helios Amper Klinikum Dachau
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Am Freitag, den 22.4.2016 organisierte verdi eine so genannte aktive Mittagspause von 11-13 Uhr, um ihren Forderungen in den Verhandlungen um einen Haustarifver-
trag Nachdruck zu verleihen. Gefordert werden 8% mehr Lohn, außerdem wird sich u.a. um die Höhe der „gewinnorientierten Einmalzahlung“, ein Ersatz für Urlaubs-

und Weihnachtsgeld, sowie Zuschläge für Holen aus dem Frei gestritten. Eine typische Tarifauseinandersetzung also? Ja und nein.
Ja, denn das Vorgehen entspricht den üblichen Ritualen einer Tarifverhandlung, in der sich der Klinikkonzern Helios bisher dadurch auszeichnete, sämtliche Forderungen als
überzogen abzulehnen. Der nächste Schritt wäre ein Warnstreik.
Nein, da die von den Beschäftigen als größte wahrgenommene Problematik, der absichtliche Personalmangel ist. Damit verbunden sind immense Arbeitsbelastung, Krank-
heitsausfälle, Überstunden, das erwähnte permanente Anrufen im Frei, oder Arbeiten in Unterbesetzung. Hinzu kommt ein Druck seitens der Vorgesetzten, der oftmals die
Grenze des rechtlich legalen überschreitet. Es wird mit Kündigungen bei nicht erbrachter Leistung gedroht, wie im Patienten Service (eine Untergesellschaft ohne Tarifver-
trag), oder gar in einem Fall eine Kündigung mündlich ausgesprochen. So erging es im Januar einer Krankenschwester, die sagte sie könnte aus gesundheitlichen Gründen in
einer Unterbesetzung zwar einige PatientInnen mehr versorgen, jedoch nicht die Anzahl, die die Pflegedienstleitung (PDL) von ihr verlangte. Die PDL sprach ihr ohne recht-
liche Grundlage die Kündigung aus und schickte die Kollegin nach Hause. Die Vorgesetzte des Reinigungspersonals (beschäftigt in einer weiteren Untergesellschaft ohne Ta-
rifvertrag) denkt sie könne den Urlaub mehrerer KollegInnen nach eigenem Gutdünken gegen deren Willen verplanen.
Die Stimmung unter den Beschäftigen stünde also gut, sich in großer Anzahl an einer Aktion zu beteiligen, um gegen diese Missstände zu demonstrieren. Leider sind die Ar-
beitsbedingungen und der Druck durch den Helios Konzern weder Gegenstand der Tarifauseinandersetzung noch der innergewerkschaftlichen Diskussion. Gerade bei letzte-
rem weist die zweitgrößte bundesdeutsche Gewerkschaft ein mangelndes Verständnis von Demokratie und Beteiligung der Mitglieder an Entscheidungen auf. So wurden
nicht alle Mitglieder zu einer Versammlung eingeladen, wo über die Aktion entschieden werden sollte. Frappierender ist aber, dass gerade dort wo Unmut und Arbeitsbelas-
tung am höchsten sind, also auf den Akutstationen, welche auch den größten Anteil unter den Beschäftigen ausmachen, der Termin für die Aktion nicht bekannt gegeben
wurde! So beteiligten sich überwiegend höher qualifizierte Beschäftige aus den Funktionsbereichen. Zwar war die Beteiligung an der Aktion nicht schlecht, aber sie hätte
deutlich höher ausfallen können. Dennoch war auch ein wenig Eigeninitiative zu verzeichnen. Es wurden selbst gemalte Schilder gehalten, die sich vom ewigen „Gute Arbeit
– Gutes Geld“ abhoben und die erwähnten Missstände kurz und knapp thematisierten. Etwa: „Personal statt Profit“ oder „Ihr könnt uns mal: Respektieren“. Auch sorgten Ak-
tive der Unabhängigen Betriebsgruppe in den Gesprächen dafür, dass unter den KollegInnen über die Missstände diskutiert wurde.
Nichts grundlegend neues also. Aber niemals umsonst. Jede Möglichkeit Solidarität unter den Beschäftigen auszubauen muss und wird wahrgenommen werden.

Das Problem heißt Kapitalismus
Streiken! Enteignen! Kollektivieren!

MATTHIAS

(SEKTION GESUNDHEITS- UND SOZIALBERUFE)




